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51.

ABKOMMEN

zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Türkischen Re-
publik über die Gewährung einer Finanzhilfe

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Türkischen Republik sind
— in Anbetracht der Mitgliedschaft Österreichs

und der Türkei bei der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (im folgenden „Organisation" genannt)

— im Hinblick auf die Teilnahme Österreichs
an den Arbeiten des im Juli 1962 innerhalb
dieser Organisation gegründeten Konsortiums
zur Unterstützung der Türkei bei der Durch-
führung ihres Fünfjahres-Entwicklungsplanes
und

— unter Zugrundelegung des Willens der Öster-
reichischen Bundesregierung, im Lichte der
Ziele der Organisation und im Geist der Zu-
sammenarbeit zu den Devisenerfordernissen
für 1963 des Fünfjahresplanes der Türkei
beizutragen

wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

ZAHLUNGEN

1. Die Österreichische Bundesregierung gewährt
der Regierung der Türkischen Republik eine
Finanzhilfe durch ein Darlehen in der Höhe von
23'4 Millionen Schilling.
2. Der im Absatz 1 des Artikels 1 erwähnte
Betrag ist zum Ankauf von Investitionsgütern
in Österreich gemäß Anlage 3 bestimmt. Unter
dem Begriff Investitionsgüter werden nur indu-
strielle Anlagegüter verstanden, nicht jedoch
Rohstoffe oder Konsumgüter aller Art einschließ-
lich deren Vorprodukte.
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3. Aus den Mitteln dieses Darlehens können
nur solche Lieferungen Österreichischer Investi-
tionsgüter finanziert werden, die nach Inkraft-
treten des gegenständlichen Abkommens von
türkischen Firmen bei österreichischen Unter-
nehmen bestellt werden.

Artikel 2

ZINSEN

1. Die Regierung der Türkischen Republik
zahlt auf den jeweils ausstehenden Betrag der
gemäß diesem Abkommen gewährten finanziellen
Hilfe Zinsen von 3% jährlich.

2. Die Zinsen laufen von dem Tag, an dem ein
Teil des in Absatz 1 des Artikels 1 genannten
Betrages verwendet wird; jedoch sind ab 1. April
1964 die vollen Zinsen zu zahlen und sind in
Wien bei der Oesterreichischen Nationalbank für
Rechnung der Republik Österreich in freien
Schilling oder in jeglicher seitens der Republik
Österreich annehmbaren Währung im Sinne der
Anlage 1 zu diesem Abkommen (siehe Artikel 5)
zu entrichten.

Artikel 3

RÜCKZAHLUNGEN

1. Die der Regierung der Türkischen Republik
gemäß diesem Abkommen zu gewährende
Finanzhilfe ist innerhalb 20 Jahren nach einem
rückzahlfreien Zeitraum von 7 Jahren zurück-
zuzahlen.

2. Die Regierung der Türkischen Republik zahlt
der Österreichischen Bundesregierung die laut
diesem Abkommen erhaltene finanzielle Hilfe in
26 Raten zu je 900.000 Schilling zurück.

3. Diese Rückzahlungen erfolgen in Wien für
Rechnung der Republik Österreich in freien
Schilling oder in jeglicher anderer seitens der
Republik Österreich annehmbaren Währung; sie
finden halbjährlich, am 30. Juni und 31. Dezem-
ber eines jeden Jahres, und zwar zum erstenmal
am 30. Juni 1971, statt.

Artikel 4

ABWICKLUNG

1. Nach der Unterzeichnung dieses Abkommens
wird zugunsten der Regierung der Türkischen
Republik bei der Oesterreichischen Nationalbank
ein Konto in Höhe von 23'4 Millionen Schilling
eröffnet werden.

2. Die Zentralbank der Türkischen Republik
wird als Agent der Regierung der Türkischen
Republik bei der Verwendung dieser Anleihe
handeln.
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3. Gegen Vorlage der banküblichen Doku-
mente kann im Wege der Kommerzbanken im
Sinne der Bestimmungen gemäß Absatz 2 und 3
des Artikels 1 abdisponiert werden.

4. Einzelheiten der Inanspruchnahme des Kre-
dites türkischerseits sind in der Anlage 2 zu
diesem Abkommen enthalten.

Artikel 5

GEGENSEITIGE VERPFLICHTUNGEN DER
BEIDEN STAATEN

Die Anlage 1 zu diesem Abkommen führt die
gegenseitigen Zahlungsverpflichtungen der
Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Türkischen Republik hinsichtlich
des Kapitalbetrages und der Zinsen an.

Die Anlagen 1, 2 und 3 stellen integrierende
Bestandteile dieses Abkommens dar.

Artikel 6

INKRAFTTRETEN

Dieses Abkommen tritt mit dem Tag der
Unterzeichnung in Kraft.

Urkund dessen haben die unterzeichneten,
ordnungsgemäß bevollmächtigten Vertreter die-
ses Abkommen mit ihren Unterschriften ver-
sehen.

Geschehen in Wien, am 30. Dezember 1963,
in deutscher und französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, in
je zwei Urschriften.

Für die Österreichische Bundesregierung

Preglau m. p.

Für die Regierung der Türkischen Republik

Sermet R. Pasin m. p.

Anlage 1

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Türkischen Republik führen in
Anwendung des Abkommens, von welchem
diese Anlage einen integrierenden Bestandteil
bildet, die Zahlungen der in den nachstehenden
Aufstellungen angeführten Beträge zu den dort
angegebenen Daten durch.
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Die gemäß den nachstehenden Aufstellungen
durchgeführten Zahlungen sind, sowohl hin-
sichtlich der Begleichung des Kapitalbetrages als
auch der Zinsen, frei von jeglichen gegenwärti-
gen oder zukünftigen Steuern, Abgaben, Provi-
sionen, welcher Art immer, mit denen derartige
Zahlungen im Hinblick auf gesetzliche oder
administrative Bestimmungen in Österreich oder
der Türkei belastet sein können.

1. Verpflichtung der Österreichischen Bundes-
regierung aus dem Abkommen mit der Regie-
rung der Türkischen Republik über eine finan-
zielle Hilfe vom 30. Dezember 1963

2. Verpflichtungen der Regierung der Türki-
schen Republik aus dem Abkommen zwischen
dieser Regierung und der Österreichischen Bun-
desregierung über eine finanzielle Hilfe vom
30. Dezember 1963.
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Anlage 2

Es besteht im Sinne des Artikels 4, Absatz 3
dieses Abkommens Einvernehmen darüber, daß
nur Güter, die in der beigeschlossenen Liste
(Anlage 3) beschrieben sind, von türkischen
Firmen bei österreichischen Firmen bestellt
werden (siehe Artikel 1, Absatz 2) und deren
Finanzierung aus Mitteln der im Rahmen dieses
Abkommens gewährten Finanzhilfe erfolgen
wird. Andere Güter können nur nach erfolgter
gegenseitiger Absprache der Vertragsparteien
geliefert werden.

Anlage 3
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Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 6 am 30. Dezember 1963 in Kraft getreten.
Gorbach
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52.

Nachdem der am 6. September 1962 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über Zollerleichterungen im kleinen Grenz-
verkehr und im Durchgangsverkehr samt Anlagen und Briefwechsel, welcher also lautet:

V e r t r a g
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Zoll-
erleichterungen im kleinen Grenzverkehr und

im Durchgangsverkehr

DIE REPUBLIK ÖSTERREICH
und

DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

sind in dem Bestreben, den nachbarlichen Ver-
kehr und den Durchgangsverkehr zwischen den
Zollgrenzzonen der Vertragsparteien zu erleich-
tern, übereingekommen, einen Vertrag zu schlie-
ßen:

Zu diesem Zwecke haben zu Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Josef Stangelberger, Sektionschef

im Bundesministerium für Finanzen.

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland:
Herrn Dr. Friedrich Janz, außerordentlicher

und bevollmächtigter Botschafter, und
Herrn Dr. Karl Zepf, Ministerialdirektor

im Bundesministerium der Finanzen.
Die Bevollmächtigten haben nach Austausch

ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

ABSCHNITT I

Grenzverkehr

Artikel 1

B e g r i f f s b e s t i m m u n g e n

(1) Grenzverkehr im Sinne dieses Vertrages ist
der in diesem Abschnitt geregelte nachbarliche
Warenverkehr zwischen den beiderseitigen Zoll-
grenzzonen.

(2) Zollgrenzzonen sind die beiderseitigen Ge-
bietsstreifen, die sich entlang der gemeinsamen
Zollgrenze in einer Tiefe von höchstens 20 km
erstrecken. Die Gemeinden und Teile von Ge-
meinden, die in den Zollgrenzzonen liegen, sind
in der Anlage I aufgeführt. Das österreichische
Bundesministerium für Finanzen und der deut-
sche Bundesminister der Finanzen können die in
der Anlage enthaltenen Verzeichnisse im Rahmen
der durch Satz 1 bestimmten Begrenzung im ge-
genseitigen Einverständnis unter Berücksichti-
gung der Bedürfnisse des Grenzverkehrs und der
Grenzbewohner abändern.

(3) Grenzbewohner im Sinne dieses Vertrages
sind natürliche Personen, die in den Zollgrenz-
zonen ihren Wohnsitz haben.

Artikel 2

L a n d - u n d f o r s t w i r t s c h a f t l i c h e r
B e w i r t s c h a f t u n g s v e r k e h r

(1) Grenzbewohner, die ihre Wohn- und Wirt-
schaftsgebäude in der Zollgrenzzone der einen
Vertragspartei haben und in der anderen Zoll-
grenzzone gelegene land-, forst-, fischerei- oder
jagdwirtschaftliche Grundstücke bewirtschaften,
können frei von Ein- und Ausgangsabgaben ein-
und ausführen:

1. die zur Bewirtschaftung und Erhaltung
dieser Grundstücke erforderlichen Rohstoffe,
Hilfsmittel, Geräte, Maschinen, Fahrzeuge
und Arbeitstiere. Die nicht verbrauchten
Mengen, sowie die Geräte, Maschinen, Fahr-
zeuge und Arbeitstiere sind zurückzubrin-
gen;

2. die aus diesen Grundstücken gewonnenen Er-
zeugnisse, das dor t erlegte Wild und die dort
gefangenen Fische, sofern diese Waren in
dem Zustand über die Grenze gebracht wer-
den, in dem sie üblicherweise von diesen
Grundstücken weggebracht werden.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten
entsprechend für juristische Personen, die Wirt-
schaftsgebäude in der Zollgrenzzone der einen
Vertragspartei haben und in der anderen Zoll-
grenzzone Grundstücke bewirtschaften, ohne
Rücksicht darauf, ob sich ihr Sitz in der Zoll-
grenzzone befindet.

(3) Zur Erlangung der Abgabenbefreiung nach
Absatz 1 sind das Bewirtschaftungsrecht sowie
Lage, Größe und Bewirtschaftungsart des Grund-
stückes nachzuweisen.

Artikel 3

V e r b r i n g e n v o n T i e r e n ü b e r d i e
G r e n z e z u m v o r ü b e r g e h e n d e n

V e r b l e i b

(1) Von Ein- und Ausgangsabgaben sind befreit:
1. Tiere, die Grenzbewohner der einen Zoll-

grenzzone aus dieser auf Weideplätze oder
zur Stallfütterung in die andere Zollgrenz-
zone bringen und innerhalb des üblichen
jährlichen Weide- oder Fütterungszeitraumes
zurückbringen;
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2. Tiere, die Grenzbewohner der einen Zoll-
grenzzone aus dieser zum Wiegen, Belegen,
Beschlagen, Schneiden oder zur tierärztlichen
Behandlung in die andere Zollgrenzzone
bringen und nachher zurückbringen;

3. Tiere, die Grenzbewohner der einen Zoll-
grenzzone auf Messen, Märkte oder Ausstel-
lungen in der anderen Zollgrenzzone brin-
gen und nachher zurückbringen.

(2) Die Abgabenbefreiung erstreckt sich auch
auf Futter, das für die in Absatz 1 genannten
Tiere in die andere Zollgrenzzone gebracht wird.
Das nicht verbrauchte Futter ist in die Her-
kunftszone zurückzubringen.

(3) Die von den in Absatz 1 genannten Tieren
während ihres Aufenthalts in der anderen Zoll-
grenzzone gewonnenen Erzeugnisse, einschließlich
der dort geborenen Jungtiere, können frei von
Ein- und Ausgangsabgaben in die Herkunftszone
der Tiere gebracht werden.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für
juristische Personen im Sinne des Artikels 2 Ab-
satz 2.

Artikel 4

P e r s ö n l i c h e V e r p f l e g u n g

(1) Von Ein- und Ausgangsabgaben sind be-
freit:

1. Lebensmittel einschließlich Getränke, die von
Grenzbewohnern der einen Zollgrenzzone in
die andere Zollgrenzzone als persönliche Ver-
pflegung mitgeführt oder für sie zu diesem
Zwecke von ihren Angehörigen oder Ar-
beitnehmern nachgebracht werden, soweit sie
den Tagesbedarf nicht übersteigen.

2. Lebensmittel einschließlich Getränke, die zur
Versorgung der bei der Bewirtschaftung der
in Artikel 2 genannten Grundstücke tätigen
Personen dienen.

(2) Grenzbewohner über 17 Jahre können täg-
lich einmal frei von Ein- und Ausgangsabgaben
bis zu 0'25 Liter Spirituosen zum eigenen Ver-
brauch aus der Zollgrenzzone, in der sie ihren
Wohnsitz haben, in die andere Zollgrenzzone
mitführen. Im übrigen erstreckt sich die Abga-
benbefreiung nach Absatz 1 nicht auf Spirituosen.

(3) Grenzbewohner über 17 Jahre können täg-
lich einmal bis zu 25 Zigaretten oder 5 Zigarren
oder 25 Gramm Tabak zum eigenen Verbrauch
frei von Ein- und Ausgangsabgaben aus der Zoll-
grenzzone, in der sie ihren Wohnsitz haben, in
die andere Zollgrenzzone mitführen.

Artikel 5

L e b e n s m i t t e l z u m V e r b r a u c h i m
H a u s h a l t

(1) Soweit es die örtlichen Verhältnisse erfor-
dern, können Grenzbewohner der einen Zoll-

grenzzone aus der anderen Zollgrenzzone zum
Verbrauch in ihrem Haushalt täglich einmal für
jede zum Haushalt gehörige Person nachstehende
Waren frei von Ein- und Ausgangsabgaben mit-
bringen:

1. Fleisch, genießbarer Schlachtabfall und Wurst
bis zu insgesamt 500 Gramm;

2. Müllereierzeugnisse aus Getreide oder Hü l -
senfrüchten bis zu insgesamt 1 Kilogramm;

3. Brot und andere gewöhnliche Backwaren bis
zu insgesamt 1 Kilogramm;

4. Milch bis zu 1 Liter;
5. Milcherzeugnisse (einschließlich Butter) bis

zu 250 Gramm;
6. Obst und Gemüse bis zu insgesamt 1 Kilo-

gramm;
7. tierische und pflanzliche Fette (ausschließlich

Butter) bis zu insgesamt 500 Gramm.

(2) Die Einfuhr darf nur an Wochentagen, für
jeden Haushalt täglich nur einmal, während der
Amtsstunden des Grenzzollamtes und nur auf
einer Zollstraße erfolgen. Zur Erlangung der Ab-
gabenbefreiung nach Absatz 1 hat der Grenz-
bewohner die Anzahl der zum Haushalt gehö-
rigen Personen nachzuweisen.

(3) Grenzbewohner der einen Zollgrenzzone
können aus der anderen Zollgrenzzone wildwach-
sende Beeren und frische Pilze frei von Ein- und
Ausgangsabgaben mitbringen.

Artikel 6

A r z n e i m i t t e l

Von Ein- und Ausgangsabgaben sind befreit
Arzneimittel, Seren, Impfstoffe und diagnostische
Mittel, sämtliche in Aufmachung für den Einzel-
verkauf, sowie Verbands- und Desinfektions-
mittel,

1. die Grenzbewohner der einen Zollgrenzzone
für den eigenen Bedarf aus der anderen Zoll-
grenzzone mitbringen, wenn sie nach ihrer
Menge zum unmittelbaren Verbrauch be-
stimmt sind und die örtlichen Verhältnisse
die Einbringung aus der anderen Zollgrenz-
zone erfordern;

2. die Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Heb-
ammen aus der einen Zollgrenzzone zur un-
mittelbaren Verwendung bei der Behandlung
in der anderen Zollgrenzzone mitbringen,
wobei die nicht verbrauchten Mengen in die
Herkunftszone zurückzubringen sind.

Artikel 7

B l u m e n u n d Z i e r p f l a n z e n

Von Ein- und Ausgangsabgaben sind befreit
Sträuße, Blumenkörbe, Kränze und ähnliche
Waren, ferner Pflanzen sowie natürliche oder
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künstliche Blumen, wenn sie anläßlich einer reli-
giösen oder veitlichen Feierlichkeit, anläßlich
eines Leichenbegängnisses, eines Totengedenk-
tages oder zur Ausschmückung von Gotteshäusern
als persönliche Gabe von einer Zollgrenzzone in
die andere gebracht werden.

Artikel 8

E i n f u h r v o n g e w i s s e n R o h - u n d
H i l f s s t o f f e n

Düngemittel jeder Art, Flachs und Hanf in
Stengeln, Stroh und Spreu von Getreide, roh,
auch zerkleinert, Heu, Luzerne, Futterkohl, Lu-
pinen, Wicken und ähnliches Futter, ferner Torf,
Moorerde, gewöhnliche Erden, Sand, Steine und
Kies, Lehm und Ton, alle unbearbeitet, die aus
der Zollgrenzzone der einen Vertragspartei stam-
men und für den eigenen Bedarf der Grenzbe-
wohner der anderen Zollgrenzzone dorthin ge-
bracht werden, sind von Ein- und Ausgangsab-
gaben befreit, soweit die örtlichen und wirtschaft-
lichen Verhältnisse derartige Einfuhren erfor-
dern.

Artikel 9

E i n f u h r v o n M a t e r i a l f ü r b e -
s t i m m t e Z w e c k e

(1) Von Ein- und Ausgangsabgaben ist Bau-
bedarf befreit, der aus der einen Zollgrenzzone
in die andere verbracht wird

1. zur Instandsetzung oder Regulierung von
Grenzflüssen und sonstigen Grenzgewässern;

2. zum Bau oder zur Erhaltung von Straßen
und Wegen, deren Baulast die eine Vertrags-
partei oder eine ihrer Gebietskörperschaften
trägt und die in der Zollgrenzzone der ande-
ren Vertragspartei ganz oder teilweise ver-
laufen.

(2) Das nicht verbrauchte Material ist in die
Herkunftszone zurückzubringen. Die Abgaben-
befreiung kann davon abhängig gemacht werden,
daß der Verwendungszweck durch eine Beschei-
nigung der zuständigen Bauaufsichtsbehörde
nachgewiesen wird.

Artikel 10

D e p u t a t e

Von Ein- und Ausgangsabgaben sind befreit
Deputatholz, Deputatkohle und Deputatsalz, die
bezugsberechtigte Grenzbewohner zur Verwen-
dung im eigenen Haushalt aus einer Zollgrenz-
zone in die andere bringen.

Artikel 11

V e r e d l u n g s v e r k e h r

(1) Waren des eigenen Bedarfs der Grenzbe-
wohner, die aus einer Zollgrenzzone in die an-

dere zur Bearbeitung, Verarbeitung oder Aus-
besserung gebracht und nachher in die Her-
kunftszone zurückgebracht werden, sind von Ein-
und Ausgangsabgaben befreit, wenn die örtlichen
Verhältnisse diese Bearbeitung, Verarbeitung oder
Ausbesserung erfordern. Die Prüfung dieser Vor-
aussetzung entfällt bei Ausbesserungsverkehren
im Rahmen von Garantieverpflichtungen.

(2) Die Abgabenbefreiung erstreckt sich auf die
bei der Wiedereinfuhr der veredelten Waren
nach dem innerstaatlichen Recht zu erhebenden
Eingangsabgaben. Dies gilt jedoch nicht, soweit

1. Zutaten verwendet worden sind, die sich
in dem Staat, in dem die Veredlung statt-
gefunden hat, nicht im freien Verkehr be-
funden haben, oder

2. Ersatz- oder Zubehörteile in Maschinen oder
Fahrzeuge eingebaut worden sind.

(3) Die Zollbehandlung der Nebenerzeugnisse
und Abfälle, die nicht in die Herkunftszone
zurückgebracht werden, richtet sich nach der Ge-
setzgebung der Vertragspartei, in deren Gebiet
sie verbleiben.

Artikel 12

W a r e n z u m v o r ü b e r g e h e n d e n G e -
b r a u c h

(1) Von Ein- und Ausgangsabgaben sind unter
der Bedingung der Wiederausfuhr in die Her-
kunftszone befreit:

1. Werkzeug, Geräte, Instrumente, Apparate,
Maschinen und Materialien, die Grenzbewoh-
ner der einen Zollgrenzzone zur Ausübung
ihres Berufes oder zur Durchführung von
anderen Arbeiten in die andere Zollgrenz-
zone bringen. Diese Gegenstände dürfen
nicht zur gewerblichen Herstellung von
Waren oder zum gewerblichen Verleih
dienen;

2. Umschließungen, die zum Füllen oder Ent-
leeren von einer Zollgrenzzone in die andere
gebracht werden;

3. andere Gegenstände, einschließlich Fahrzeuge
und Tiere, die Grenzbewohner der einen
Zollgrenzzone zum eigenen Gebrauch in die
andere Zollgrenzzone mit sich führen;

4. Geräte, Fahrzeuge, Gespanne, einschließlich
der Zubehörteile, die Rettungsdienste der
einen Zollgrenzzone zur Hilfeleistung bei
Feuersbrünsten, Überschwemmungen, Un-
glücksfällen usw. in die andere Zollgrenz-
zone mit sich führen.

(2) Die in Absatz 1 genannten Gegenstände
sind nach beendeter Tätigkeit, spätestens jedoch
nach sechs Monaten, in die Herkunftszone zu-
rückzubringen.
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Artikel 13

A b f e r t i g u n g s v e r f a h r e n b e i v o r -
ü b e r g e h e n d e i n - u n d a u s g e f ü h r t e n

W a r e n

(1) Die Abgabenbefreiung bei der vorüberge-
henden Ein- und Ausfuhr von Waren wird nur
gewährt, wenn die Nämlichkeit der Ware ge-
sichert werden kann. Die zollamtlichen Kenn-
zeichen der einen Vertragspartei werden von den
Zollbehörden der anderen Vertragspartei an-
erkannt. Vorbehalten bleibt das Recht, eigene
Kennzeichen anzubringen.

(2) Die Sicherheitsleistung für die Abgaben so-
wie Überwachungs- und Sicherungsmaßnahmen
sollen auf das geringste, mit ihrem Zwecke zu
vereinbarende Maß beschränkt werden. Im land-
und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftungsver-
kehr (Artikel 2 Absatz 1 Nr . 1), beim Verbringen
von Tieren über die Grenze (Artikel 3), für Fahr-
zeuge und Geräte von Rettungsdiensten (Ar-
tikel 12 Absatz 1 N r . 4), sowie für Gegenstände
zum religiösen Gebrauch sowie Fahrzeuge, In-
strumente und andere Gegenstände, die Ärzte,
Zahnärzte, Tierärzte, Hebammen und Geistliche
zur Berufsausübung in der anderen Zollgrenzzone
benutzen (Artikel 12 Absatz 1 Nr . 1 und 3), wird
von einer Sicherheitsleistung abgesehen und in
der Regel auch kein Zollpapier ausgestellt, sofern
nicht im Einzelfall Mißbräuche hierzu Anlaß
geben.

(3) Anläßlich der vorübergehenden Ein- und
Ausfuhr von Maschinen, Fahrzeugen und Tieren
nach Artikel 2, 3, 11 und 12 können die dafür
erforderlichen Treib- und Schmierstoffe, das
Futter und der übrige Bedarf in den üblichen
Mengen abgabenfrei mitgebracht werden. Die
nicht verbrauchten Mengen sind in die Herkunfts-
zone zurückzubringen.

Artikel 14

K r a f t f a h r z e u g e b e i D o p p e l w o h n -
s i t z

Grenzbewohner, die neben ihrem gewöhnlichen
Wohnsitz (Mittelpunkt der Lebensinteressen) in
der einen Zollgrenzzone auch einen Wohnsitz in
der anderen Zollgrenzzone haben, können ihr
in dem Staate ihres gewöhnlichen Wohnsitzes zu-
gelassenes Personenkraftfahrzeug vorübergehend
zum eigenen Gebrauch in die andere Zollgrenz-
zone einführen.

Artikel 15

Ö r t l i c h e u n d z e i t l i c h e E r l e i c h t e -
r u n g e n

Wenn es die örtlichen Verhältnisse erfordern,
können die Zollbehörden der Vertragsparteien

auf Antrag die Ein- und Ausfuhr von Waren
im Grenzverkehr auch über andere Wege als
Zollstraßen und auch außerhalb der Zollstunden
gestatten. Die Anträge sind an die Zollämter
der Vertragsparteien zu richten, die dem Ort
des beabsichtigten Grenzübertrittes am nächsten
liegen. Keiner Bewilligung bedürfen Rettungs-
dienste (Artikel 12 Absatz 1 Nr. 4) und die Ver-
bringung von Waren im land- und forstwirt-
schaftlichen Bewirtschaftungsverkehr grenzdurch-
schnittener Grundstücke.

ABSCHNITT II

Durchgangsverkehr

Artikel 16

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

(1) Durchgangsverkehr im Sinne dieses Ver-
trages ist der Verkehr mit Waren und Beför-
derungsmitteln zwischen zwei Orten der einen
Zollgrenzzone über die andere Zollgrenzzone,
wenn die Durchgangsstrecke die nächste oder ver-
kehrstechnisch günstigste Verbindung darstellt.

(2) Die Erleichterungen dieses Abschnittes gel-
ten für die in Anlage II bezeichneten Durchgangs-
strecken. Das österreichische Bundesministerium
für Finanzen und der deutsche Bundesminister
der Finanzen können im Rahmen des Absatzes 1
das Verzeichnis der Durchgangsstrecken im gegen-
seitigen Einvernehmen unter Berücksichtigung
der Verkehrsbedürfnisse ändern.

Artikel 17

A b g a b e n b e f r e i u n g

(1) Im Durchgangsverkehr werden Ein- und
Ausgangsabgaben nicht erhoben und keine Sicher-
heit verlangt, wenn die für den Durchgangsver-
kehr geltenden Bestimmungen eingehalten wer-
den. Bei Nichteinhaltung dieser Bestimmungen
wird von der Erhebung der Ein- und Ausgangs-
abgaben abgesehen, wenn der Nachweis erbracht
wird, daß die Ware oder das Beförderungs-
mittel in unverändertem Zustand in den Aus-
gangsstaat zurückgeführt worden ist.

(2) Im Durchgangsverkehr wird für Kraftfahr-
zeuge, die im Gebiet der einen Vertragspartei
zugelassen sind, auf dem Gebiet der anderen Ver-
tragspartei Kraftfahrzeugsteuer nicht erhoben.
Die Beförderungen von Personen, Gepäck und
Gütern im Durchgangsverkehr mit diesen Kraft-
fahrzeugen unterliegen nicht der Beförderungs-
steuer des Durchgangsstaates, sondern der Beför-
derungssteuer des Ausgangsstaates. Die Erleichte-
rungen dieses Absatzes werden nur gewährt,
wenn die für den Durchgangsverkehr geltenden
Bestimmungen eingehalten werden.
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Artikel 18

Verfahrensbestimmungen

(1) Die zuständigen Zollbehörden der Vertrags-
parteien regeln im gegenseitigen Einvernehmen
das Verfahren zur Überwachung des Durchgangs-
verkehrs.

(2) Zur Vereinfachung der Grenzabfertigung
werden insbesondere

1. die Abfertigungspapiere des Ausgangsstaates
auch im Durchgangsstaat verwendet,

2. die von den Zollbehörden des Ausgangs-
staates ausgestellten Verschlußanerkennt-
nisse von den Zollbehörden des Durchgangs-
staates anerkannt,

3. die von den Zollämtern des Ausgangsstaates
angelegten Zollverschlüsse von den Zoll-
ämtern des Durchgangsstaates anerkannt. Die
Zollämter des Durchgangsstaates können je-
doch, wenn dies zur Verhütung von Miß-
bräuchen erforderlich erscheint, zusätzliche
Verschlüsse anlegen oder unter Abnahme der
Verschlüsse die Sendungen untersuchen und
sie nachher mit eigenen Zollverschlüssen ver-
sehen.

(3) Die Eingangszollämter des Durchgangs-
staates können Sendungen zurückweisen oder er-
gänzende Sicherungsmaßnahmen treffen, wenn
die Nämlichkeit der Sendungen nicht einwandfrei
gesichert werden kann.

(4) Bei kurzen Durchgangsstrecken kann von
der Durchführung eines Zollverfahrens im Aus-
gangsstaat und im Durchgangsstaat Abstand ge-
nommen werden. Der Durchgangsstaat ist jedoch
berechtigt, die zur Verhinderung von Zuwider-
handlungen gegen seine Zollvorschriften, insbe-
sondere gegen die Bestimmungen dieses Vertrages,
erforderlichen Kontrollmaßnahmen durchzu-
führen.

Artikel 19

V e r h a l t e n w ä h r e n d d e s D u r c h -
g a n g s

(1) Das Auf-, Ab- und Umladen von Waren
während des Durchgangs ist nicht zulässig.

(2) Mit Ausnahme des notwendigen Umsteigens
bei öffentlichen Verkehrsmitteln dürfen Personen
während des Durchgangs weder aufgenommen
noch abgesetzt werden.

(3) Von der Durchgangsstrecke darf nur ab-
gewichen werden, wenn diese unbefahrbar ist.

(4) Werden Waren oder Beförderungsmittel
während des Durchgangs ganz oder teilweise ver-
nichtet oder geraten sie während des Durchgangs
in Verlust, so ist dies unverzüglich der nächsten
Zoll- oder Polizeidienststelle zu melden und von
ihr eine schriftliche Tatbestandsaufnahme zu ver-
langen. Diese ist dem Ausgangszollamt des Durch-
gangsstaates und dem Eingangszollamt des Aus-
gangsstaates vorzulegen.

Artikel 20

S o n d e r r e g e l u n g e n

Die Abkommen zwischen den Vertragsparteien

1. über den erleichterten Straßendurchgangsver-
kehr zwischen Salzburg und Lofer über deut-
sches Gebiet und zwischen Garmisch-Parten-
kirchen und Pfronten/Füssen über österrei-
chisches Gebiet vom 14. September 1955 und

2. über den erleichterten Eisenbahndurchgangs-
verkehr auf den Strecken Mittenwald
(Grenze)—Griesen (Grenze) und Ehrwald
(Grenze)—Vils (Grenze) vom 14. September
1955

bleiben durch die Bestimmungen dieses Ab-
schnitts unberührt .

ABSCHNITT III

Gemeinsame Bes t immungen

Artikel 21

E i n - u n d A u s g a n g s a b g a b e n
(1) Ein- und Ausgangsabgaben im Sinne dieses

Vertrages sind die Ein- und Ausfuhrzölle sowie
alle anderen anläßlich der Wareneinfuhr und
Warenausfuhr erhobenen Steuern und Gebühren,
jedoch nicht Gebühren für besondere Dienstlei-
stungen. Andere Belastungen, die anläßlich der
Wareneinfuhr oder Warenausfuhr erhoben wer-
den, werden wie Ein- oder Ausgangsabgaben be-
handelt. Die Kraftfahrzeugsteuer und die Beför-
derungssteuer sind keine Ein- und Ausgangsab-
gaben.

(2) Gebühren für eine besondere Inanspruch-
nahme der Zollverwaltungen werden im land-
und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftungsver-
kehr (Artikel 2) und beim Verbringen von Tieren
über die Grenze (Artikel 3) für Abfertigungen
außerhalb der Amtsstunden jedoch innerhalb der
Zollstunden nicht erhoben.

Artikel 22

E i n - u n d A u s f u h r b e s c h r ä n k u n g e n

Waren, für die nach diesem Vertrag Abgaben-
befreiung oder Abgabenbegünstigung gewährt
wird, sind von wirtschaftlichen Ein- und Aus-
fuhrverboten und -beschränkungen befreit. Die
für solche Waren zu leistenden Zahlungen unter-
liegen nicht etwaigen Beschränkungen des Zah-
lungsverkehrs.

Artikel 23

Ü b e r w a c h u n g s- und D u r c h f ü h -
r u n g s m a ß n a h m e n

(1) Die Zollbehörden der Vertragsparteien wer-
den im Rahmen des innerstaatlichen Rechts die



530 20. Stück — Ausgegeben am 3. April 1964 — Nr . 52

erforderlichen Maßnahmen treffen, um eine miß-
bräuchliche Ausnützung der in diesem Vertrag
vorgesehenen Erleichterungen zu verhindern. Sie
können im Einzelfall die in diesem Vertrag vor-
gesehenen Erleichterungen verweigern, wenn der
begründete Verdacht eines Mißbrauchs besteht.

(2) Die Zollbehörden der Vertragsparteien wer-
den zusammenwirken, damit einander gegen-
überliegende Zollstellen möglichst während der
gleichen Zeit geöffnet sind und übereinstimmende
Abfertigungsbefugnisse erhalten.

(3) Das österreichische Bundesministerium für
Finanzen und der deutsche Bundesminister der
Finanzen können bei der Behandlung von Fra-
gen, die sich aus dem Vertrag ergeben, insbeson-
dere zur Beseitigung von Schwierigkeiten und
Zweifeln bei seiner Auslegung, unmittelbar mit-
einander verkehren. Sie werden auch einander
mitteilen, welche nach dem innerstaatlichen Recht
zuständigen Zollbehörden als „zuständige Zoll-
behörden" im Sinne dieses Vertrages zu be-
trachten sind.

ABSCHNITT IV

Schlußbes t immungen

Artikel 24

B e r l i n k l a u s e l
Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,

sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Bundesregierung der
Republik Österreich innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 25

F r ü h e r e V e r e i n b a r u n g e n

Die Vertragsparteien sind darüber einig, daß
nach Inkrafttreten dieses Vertrages alle früheren
zwischen ihnen abgeschlossenen Vereinbarungen
über Zollerleichterungen im kleinen Grenzver-
kehr nicht mehr angewendet werden.

Artikel 26

R a t i f i k a t i o n , I n k r a f t t r e t e n u n d
K ü n d i g u n g

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Der Vertrag t r i t t einen Monat nach Aus-
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

(3) Der Vertrag kann mit einer Frist von sechs
Monaten jeweils auf das Ende eines Kalender-
jahres schriftlich gekündigt werden.

ZU U R K U N D DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und mit
ihren Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 6. September 1962, in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Josef Stangelberger e. h.

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Friedrich Janz e. h.
Dr. Karl Zepf e. h.
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Anlage I
(zu Artikel 1 Absatz 2)
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Anlage II
(zu Artikel 16 Absatz 2)
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DER VORSITZENDE
DER ÖSTERREICHISCHEN DELEGATION

Wien, 6. September 1962

Herr Vorsitzender,

Ich habe die Ehre, Ihnen folgendes mitzuteilen:
Es besteht Übereinstimmung darüber, daß mit

dem Inkrafttreten des heute unterzeichneten Ver-
trages zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Zollerleichte-
rungen im kleinen Grenzverkehr und im Durch-
gangsverkehr Lehrmittel aus der einen Zollgrenz-
zone in die andere Zollgrenzzone für Schulen,
über die der Ausfuhrstaat oder eine seiner Ge-
bietskörperschaften die Aufsicht führt, frei von
Ein- und Ausgangsabgaben eingeführt werden
können. Die Abgabenbefreiung hängt davon ab,
daß der Verwendungszweck durch eine Bescheini-
gung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde des
Ausfuhrstaates nachgewiesen wird.

Ich wäre Ihnen, Herr Vorsitzender, für die
Bestätigung Ihres Einverständnisses zu Vorste-
hendem dankbar.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Josef Stangelberger e. h.

An den
Vorsitzenden der Deutschen Delegation
Herrn Ministerialdirektor Dr. Z e p f

DER VORSITZENDE
DER DEUTSCHEN DELEGATION

Wien, 6. September 1962

Herr Vorsitzender,
Ich habe die Ehre, den Empfang Ihres Briefes

vom heutigen Tag zu bestätigen, welcher folgen-
dermaßen lautet:

„Ich habe die Ehre, Ihnen folgendes mitzu-
teilen:

Es besteht Übereinstimmung darüber, daß mit
dem Inkrafttreten des heute unterzeichneten Ver-
trages zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland über Zollerleichte-
rungen im kleinen Grenzverkehr und im Durch-
gangsverkehr Lehrmittel aus der einen Zollgrenz-
zone in die andere Zollgrenzzone für Schulen,
über die der Ausfuhrstaat oder eine seiner Ge-
bietskörperschaften die Aufsicht führt, frei von
Ein- und Ausgangsabgaben eingeführt werden
können. Die Abgabenbefreiung hängt davon ab,
daß der Verwendungszweck durch eine Bescheini-
gung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde des
Ausfuhrstaates nachgewiesen wird.

Ich wäre Ihnen, Herr Vorsitzender, für die Be-
stätigung Ihres Einverständnisses zu Vorstehen-
dem dankbar.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung."

Ich habe die Ehre, Ihnen mein Einverständnis
hierzu mitzuteilen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Karl Zepf e. h.

An den
Vorsitzenden der Österreichischen Delegation
Herrn Sektionschef Dr. S t a n g e l b e r g e r
Wien
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
diesen Vertrag samt Anlagen und Briefwechsel für ratifiziert und verspricht im Namen der
Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Finanzen,
vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wieder-
aufbau und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 2. Mai 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Inneres:
Olah

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Vertrag sind am 3. Feber 1964 ausgetauscht
worden; der Vertrag ist somit gemäß seinem Artikel 26 Absatz 2 am 3. März 1964 in Kraft
getreten.

Gorbach

53.
Nachdem das Protokoll zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen über die Ergebnisse

der Zolltarifkonferenz 1960/61, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ZUM ALLGEMEINEN
ZOLL- UND HANDELSABKOMMEN

OBER DIE ERGEBNISSE DER ZOLL-
TARIFKONFERENZ 1960/61

Die Regierungen jener Staaten, die Vertrags-
staaten des Allgemeinen Zoll- und Handels-
abkommens sind (im folgenden als „Vertrags-
staaten" bzw. als „Allgemeines Abkommen"
bezeichnet), die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft und die Regierung der Schweizerischen
Eidgenossenschaft (im folgenden als „die Schweiz"
bezeichnet), sind

NACHDEM sie bei der Zolltarifkonferenz
1960/61 gemäß Artikel XXIV Absatz 6, Artikel
XXVIII, Artikel XXVIII a und gemäß anderen
in Betracht kommenden Bestimmungen des
Allgemeinen Abkommens Verhandlungen ge-
führt haben,

DURCH IHRE VERTRETER wie folgt
übereingekommen :
1. Jede Liste in der Anlage A, die sich auf
einen Vertragsstaat bezieht, ist, sobald dieses
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Protokoll für den betreffenden Vertragsstaat
in Kraft tritt, eine Liste zum Allgemeinen Ab-
kommen für den betreffenden Vertragsstaat.

2. Die Liste in der Anlage B, die sich auf
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft bezieht,
ist, sobald dieses Protokoll für die- Gemeinschaft
in Kraft tritt, eine Liste zum Allgemeinen Ab-
kommen für die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft.
3. Die Listen in der Anlage C, die sich auf
einen Vertragsstaat, auf die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft oder auf die Schweiz bezie-
hen, sind von dem Tag des Datums an, an dem
sowohl die Deklaration über den provisorischen
Beitritt der Schweizerischen Eidgenossenschaft
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
vom 22. November 1958 (im folgenden als die
Schweizerische Deklaration vom 22. November
1958 bezeichnet) als auch dieses Protokoll
für den betreffenden Vertragsstaat oder die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft oder die
Schweiz in Kraft getreten sind, Listen zur
Schweizerischen Deklaration vom 22. Novem-
ber 1958 für den betreffenden Vertragsstaat
oder für die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft oder für die Schweiz.

4. In allen Fällen, in denen eine Liste in den
Anlagen A oder C zu diesem Protokoll für
eine Ware, die in das Gebiet eines Vertrags-
staates eingeführt wird, eine weniger günstige
Behandlung vorsieht, als für die betreffende
Ware in einer für diesen Vertragsstaat am 1. Sep-
tember 1960 geltenden Liste vorgesehen war,
setzt diese Bestimmung betreffend eine weniger
günstige Behandlung nach der diesem Protokoll
beigeschlossenen Liste die Regelung für diese
Ware in der früheren Liste außer Kraft, sobald
die diesem Protokoll beigeschlossene Liste nach
den obigen Ziffern 1 oder 3 zu einer Liste zum
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen wird.

5. (a) In den Fällen, in denen Artikel II Ab-
satz 1 des Allgemeinen Abkommens auf den
Tag des Datums dieses Abkommens Bezug
nimmt, gilt folgendes:

(i) Das Datum, das hinsichtlich einer Ware
anzuwenden ist, die den Gegenstand eines
Zollzugeständnisses in den diesem Proto-
koll beigeschlossenen Listen eines Ver-
tragsstaates oder der Schweiz bildet, ist
das Datum dieses Protokolls, sofern die
betreffende Ware nicht Gegenstand eines
Zollzugeständnisses im gleichen Teil oder
im gleichen Abschnitt der Liste des betref-
fenden Vertragsstaates oder der Schweiz
am 1. September 1960 bildete.

(ii) Das Datum, das hinsichtlich einer Ware
anzuwenden ist, die den Gegenstand eines
Zollzugeständnisses in der Liste der Europäi-
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schen Wirtschaftsgemeinschaft bildet, ist
bei der Einfuhr in das Königreich Belgien,
die Bundesrepublik Deutschland, die Fran-
zösische Republik, die Republik Italien,
das Großherzogtum Luxemburg oder das
Königreich der Niederlande:

(I) wenn die Ware in Teil I einer Liste
(oder des zutreffenden Abschnittes einer
Liste) enthalten ist, die auf den betref-
fenden Vertragsstaat am 1. September
1960 anwendbar war:
Das Datum des Übereinkommens, auf
Grund dessen die betreffende Ware erst-
malig in die Liste (oder in den Abschnitt)
aufgenommen wurde;
dies gilt unter der Voraussetzung, daß
ein Zollzugeständnis für eine solche
Ware ohne Unterbrechung seit dem In-
krafttreten des in dem Übereinkommen
vorgesehenen Zollzugeständnisses wirk-
sam war.

(II) wenn die Ware am 1. September
1960 nicht in einer Liste oder in einem
Abschnitt einer Liste enthalten war: das
Datum dieses Protokolls.

(b) Für die Zwecke des in Artikel II Ab-
satz 6 lit. (a) des Allgemeinen Abkommens
enthaltenen Hinweises auf das Datum dieses Ab-
kommens ist das für die diesem Protokoll ange-
schlossenen Listen anzuwendende Datum der
Tag des Datums dieses Protokolls.

6. Den Vertragsstaaten, der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Schweiz steht es
frei — sofern ihre jeweilige diesem Protokoll
angeschlossene Liste zu einer Liste zum Allge-
meinen Abkommen oder zur Schweizerischen
Deklaration vom 22. November 1958. nach den
Ziffern 1, 2 oder 3 dieses Protokolls geworden
ist —, jederzeit ein Zollzugeständnis in der
zutreffenden Liste ganz oder teilweise auszusetzen
oder zurückzunehmen, wenn der betreffende
Vertragsstaat oder die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft oder die Schweiz feststellt, daß
das Zollzugeständnis ursprünglich mit einem
Vertragsstaat, der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft oder der Schweiz vereinbart wurde,
deren diesem Protokoll angeschlossene Liste
noch nicht zu einer Liste zum Allgemeinen
Abkommen oder zur Schweizerischen Deklara-
tion vom 22. November 1958 geworden ist;
dies gilt unter der Voraussetzung, daß

(a) diese Ziffer ausschließlich auf Zoll-
zugeständnisse angewendet wird, die gemäß
Artikel XXVIII a des Allgemeinen Abkommens
vereinbart wurden;

(b) jede derartige Aussetzung den VER-
TRAGSSTAATEN (oder den Vertragsparteien
der Schweizerischen Deklaration vom 22. No-
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vember 1958 im Falle eines Zollzugeständnisses
in einer dieser Deklaration angeschlossenen
Liste) innerhalb von dreißig Tagen nach dem
Zeitpunkt der Aussetzung schriftlich mitgeteilt
wird;

(c) die Absicht, ein Zollzugeständnis zu-
rückzunehmen, den VERTRAGSSTAATEN
(oder den Vertragsparteien der Schweizerischen
Deklaration vom 22. November 1958) mindestens
dreißig Tage vor dem Zeitpunkt der beabsichtig-
ten Zurücknahme schriftlich mitgeteilt wird;

(d) Konsultationen mit jedem Vertrags-
staat, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
oder der Schweiz auf Antrag durchgeführt
werden, sofern die Liste des betreffenden Vertrags-
partners zu einer Liste zum Allgemeinen Abkom-
men oder der Schweizerischen Deklaration vom
22. November 1958 geworden ist und der Ver-
tragspartner ein wesentliches Interesse an der
betreffenden Ware hat;

(e) jedes derart ausgesetzte oder zurück-
genommene Zollzugeständnis von jenem Tag
an angewendet wird, an dem die Liste des betref-
fenden Vertragsstaates, der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder der Schweiz — Ver-
tragspartner, mit denen das Zollzugeständnis
jeweils ursprünglich vereinbart wurde — zu
einer Liste zum Allgemeinen Abkommen oder
zur Schweizerischen Deklaration vom 22. No-
vember 1958 wird, spätestens aber vom dreißig-
sten Tag an, der auf den Tag folgt, an dem dieses
Protokoll seitens des betreffenden Vertragsstaa-
tes, der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
oder der Schweiz angenommen wird.

7. (a) Dieses Protokoll wird beim Exekutiv-
sekretär der VERTRAGSSTAATEN hinter-
legt. Es liegt zur Annahme, durch Unterzeichnung
oder in anderer Weise, für Vertragsstaaten,
für die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und
für die Schweiz auf.

(b) Die Annahme dieses Protokolls durch
einen Vertragsstaat stellt auch den Akt dieses
Vertrags Staates dar, um Vertragspartner der
im folgenden genannten Übereinkommen zu
werden, u. zw. in dem Ausmaß, in dem er einen
derartigen Akt noch nicht gesetzt hat, und sofern
er im Zeitpunkt der Annahme den Exekutiv-
sekretär nicht in einem abweichenden Sinn
schriftlich benachrichtigt:

(i) Protokoll zur Änderung des Teiles I
und der Artikel XXIX und XXX, Genf,
10. März 1955;

(ii) Protokoll zur Änderung der Präambel
und der Teile II und III, Genf, 10. März 1955;

(iii) Protokoll zur Berichtigung des fran-
zösischen Wortlautes, Genf, 15. Juni 1955;
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(iv) Niederschrift zur Berichtigung des
Protokolls zur Änderung des Teiles I und der
Artikel XXIX und XXX, des Protokolls zur
Änderung der Präambel und der Teile II
und III und des Protokolls über organisa-
torische Änderungen, Genf, 3. Dezember
1955;
(v) Fünftes Berichtigungs- und Änderungs-
protokoll zu den Zollzugeständnislisten,
Genf, 3. Dezember 1955;
(vi) Sechstes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 11. April 1957;
(vii) Siebentes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 30. November 1957;
(viii) Protokoll betreffend die Verhandlun-
gen für die Festlegung einer neuen Zoll-
zugeständnisliste III — Brasilien, Genf,
31. Dezember 1958;
(ix) Achtes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 18. Februar 1959;
(x) Neuntes Berichtigungs- und Ände-
rungsprotokoll zu den Zollzugeständnis-
listen, Genf, 17. August 1959.

8. Dieses Protokoll tritt für Vertragsstaaten,
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft oder
die Schweiz am dreißigsten Tag nach dem Tag
seiner Annahme durch den . betreffenden Ver-
tragsstaat, die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft oder die Schweiz oder auch zu einem frühe-
ren Datum nach der Annahme in Kraft, sofern
dieses frühere Datum dem Exekutivsekretär
schriftlich im Zeitpunkt der Annahme notifiziert
wird.

9. Der Exekutivsekretär übermittelt unver-
züglich eine beglaubigte Abschrift dieses Proto-
kolls, eine Notifikation über jede Annahme
des Protokolls nach Ziffer 7 lit. (a), über jede
Mitteilung oder Notifikation nach Ziffer 6
lit. (b) und lit. (c), nach Ziffer 7 lit. (b) oder nach
Ziffer 8 an jeden Vertragsstaat, an jede Regierung,
die während der Zolltarifkonferenz 1960/61
im Hinblick auf ihren Beitritt zum Allgemeinen
Abkommen Verhandlungen geführt hat, an die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, an die
Regierung jedes Staates, der dem Allgemeinen
Abkommen provisorisch beigetreten ist, und
an jede andere Regierung, für die ein Überein-
kommen über die Schaffung besonderer Bezie-
hungen mit den VERTRAGS STAATEN des
Allgemeinen Abkommens in Kraft steht.

GESCHEHEN zu Genf, am sechzehnten Juli
neunzehnhundertzweiundsechzig, in einer ein-
zigen Ausfertigung in englischer und französi-
scher Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind, es sei denn, daß für die dem Protokoll an-
geschlossenen Listen von Zollzugeständnissen
eine anderslautende Regelung vorgesehen ist.
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(Übersetzung)

LISTE XXXII — ÖSTERREICH

Diese Liste ist nur in englischer Sprache authentisch
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Protokoll enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 31. Dezember 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Da die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll am 6. Feber 1964
beim GATT-Sekretariat in Genf hinterlegt wurde, tritt das Protokoll gemäß seiner Ziffer 8 für
Österreich am 7. März 1964 in Kraft.

Gorbach


